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Die Linksfraktion setzt sich seit 2009 (2008 waren wir erst-
mals in die Bürgerschaft eingezogen) kritisch damit auseinan-
der. Wir haben viele Anfragen dazu gestellt und die Praxis 
der Gefahrengebiete umfangreich dokumentiert (siehe www.
grundrechte-kampagne.de). 

Aber erst Anfang 2014 hat die Kritik eine breite Öffent-
lichkeit, in Hamburg und bundesweit, erreicht. Damals hatte, 
nach einem angeblichen Angriff auf die Davidwache, die Poli-
zei das bisher größte Gefahrengebiet errichtet, von dem rund 
80.000 AnwohnerInnen in St. Pauli und dem Schanzenvier-
tel betroffen waren. Sie stieß mit dieser drastischen und pro-
vokativen Demonstration der Staatsgewalt auf einen breit ge-
tragenen, friedlichen, subversiven, kreativen Widerstand im 
betroffenen Gebiet und auf eine sehr massive Kritik, die ins-
besondere von den großen überregionalen liberalen Tageszei-
tungen sowie von juristischer Seite vorgebracht wurde. 

Nach der kritischen Erörterung des Oberverwaltungsge-
richts hat DIE LINKE den Senat aufgefordert, die derzeit be-
stehenden drei Gefahrengebiete in St. Georg, St. Pauli (Ver-
gnügungsviertel) und St. Pauli unverzüglich aufzulösen und 
die darauf gestützten Polizeimaßnahmen zu stoppen. Wir wol-
len keine »Reform«, sondern die Abschaffung dieses polizei-
lichen Instruments des Gefahrengebiets. Dafür will ich drei 
grundlegende Argumente nennen:

Erstens ist dieses polizeiliche Instrument ein sehr poli-
tisches Instrument: eine Ermächtigung der Polizei, nicht nur 
in einem »bestimmten Gebiet« verdachts- und anlasslos Bür-
gerrechte, Persönlichkeitsrechte einzuschränken, sondern da-
mit Politik zu machen. Das trifft nicht nur für das oben ge-
nannte große Gefahrengebiet Anfang 2014, sondern für sehr 
viele der bisherigen Gefahrengebiete zu. Wenn die Polizei per 
Gesetz ermächtigt ist, Zielgruppen festzulegen, um sie dann 
systematisch zu kontrollieren, wenn sie etwa im Dauer-Ge-
fahrengebiet St. Georg, das mit »Lageerkenntnisse(n) zu Dro-
genkriminalität« begründet wird, allein über 100.000 Aufent-
haltsverbote erteilt hat, dann macht sie natürlich Politik. Dann 
versucht sie, soziale Probleme durch die systematische Ver-
drängung von Junkies polizeilich zu »lösen«. Vor allem aber 
schaffte sie mit dieser Verdrängungspolitik eine Vorausset-
zung für die Gentrifi zierung St. Georgs. Damit wurden der Po-
lizei Befugnisse zugestanden, die sie in einer demokratischen 
Republik nicht haben darf. Deshalb muss die Ermächtigungs-
grundlage aus dem Gesetz gestrichen werden.

Zweitens ist die polizeiliche Ermächtigung durch das Ge-
setz nicht, wie rechtsstaatlich zu verlangen, begrenzt und prä-
zise, sondern weitreichend und unpräzise. Je weitreichender 
polizeiliche Ermächtigungen ausfallen und je unpräziser sie 
ausgestaltet sind, desto größer ist die Gefahr willkürlichen 
polizeilichen Handelns. Da die polizeilichen Kontrollen im Ge-
fahrengebiet nicht aufgrund konkreter Verdachtsmomente 
erfolgen, sondern verdachtsunabhängig, gibt es keine sinn-
vollen Kriterien für die Auswahl der zu kontrollierenden Per-
sonen. Wir haben in unseren Kleinen Anfragen immer wieder 
nach »Zielgruppen« polizeilicher Kontrollen gefragt und unter 
anderem folgende Antworten erhalten, die an Unbestimmt-
heit kaum zu übertreffen sind:

»Personengruppen, die augenscheinlich nach ihrem äuße-
ren Erscheinungsbild und/oder ihrem Auftreten der linksra-
dikalen/-autonomen Szene zugeordnet werden können«,

»16-35-jährige Personen in Gruppen (ab drei Personen), die 
eine Gefahrenneigung erkennen lassen«,

»Potentielle BTM-[Betäubungsmittel]-Dealer im Alter zwi-
schen 16 und 40 Jahren, … die wiederkehrend, scheinbar be-
liebig, Präsenz im Gefahrengebiet zeigen …«, undsoweiterund-
sofort.

Die Kontrolltätigkeit wird durch Pauschalverdächtigungen 
geleitet, und infolgedessen werden bestimmte Personengrup-
pen, z.B. DrogenkonsumentInnen, stigmatisiert. Ganze Stadt-
teile werden als »gefährlich« gebrandmarkt. Weiterhin ist 
uns z.B. im ehemaligen Gefahrengebiet Bergedorf aufgefal-
len, dass die Kontrollen zu einem überproportional hohen 
Anteil jugendliche Migranten trafen. Die Gefahr von auch 
ethnischer Diskriminierung ist bei dieser Art verdachtsun-
abhängiger Kontrollen sehr hoch. Dieser Effekt der Stigmati-
sierung und Diskriminierung ist den verdachtsunabhängigen 
Kontrollen im Gefahrengebiet eingeschrieben. Auch deshalb 
muss die Ermächtigung aus dem Gesetz gestrichen werden.

Drittens werden die Ursachen von Kriminalität durch die 
Errichtung von Gefahrengebieten nicht behoben. Vielmehr 
tritt ein bekannter Effekt auf – Beispiel Ottensen: Mit der Auf-
nahme verdachtsunabhängiger Kontrollen im zweiten Halb-
jahr 2005 stieg die Anzahl der in der Polizeilichen Kriminal-
statistik erfassten Drogendelikte um 57%. Nach Ende dieser 
Kontrollen sanken die Zahlen wieder um 49%. Mit anderen 
Orten: Die »Gefährlichkeit« eines Gebietes bestätigt sich durch 
die Kontrollen. Ändern tut sich nichts. Die damalige Begrün-
dung für die gesetzliche Ermächtigung zu verdachtsunabhän-
gigen Kontrollen im Gefahrengebiet, die bessere Bekämpfung 
von Erscheinungen von Kriminalität, hält der Prüfung nicht 
stand. Auch deshalb muss sie wieder aus dem Gesetz gestri-
chen werden.

In der Auseinandersetzung um das Gefahrengebiet Anfang 
2014 war sehr deutlich geworden, dass bei diesem weitrei-
chenden Instrument das Prinzip der Gewaltenteilung weitge-
hend aufgehoben ist. Über den »kleinen Ausnahmezustand«, 
wie Heribert Prantl seinerzeit in der »Süddeutschen Zeitung« 
die Situation treffend beschrieb, entscheidet ausschließlich 
die Polizei, ja wenige Polizeiführer. Nicht einmal der Innen-
senator und der Polizeipräsident waren damals an der Ent-
scheidung beteiligt oder auch nur rechtzeitig informiert. Das 
erfüllt nicht einmal Mindestbedingungen von Rechtsstaat-
lichkeit. 

Ich bin gespannt auf das Urteil und darauf, wie der rot-
grüne Senat damit umgehen wird. Unsere Forderung bleibt: 
Die Gefahrengebiete müssen abgeschafft werden.
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Olympia: Visionsersatz & teurer »Leuchtturm«
Von Joachim Bischoff

Die Absegnung der neuen rot-grünen Koalition durch die Bür-
gerschaft war wenig überraschend, nachdem die Landespar-
teitage von SPD und GRÜNEN das Bündnis inklusive Koaliti-
onsvertrag mit großen Mehrheiten gebilligt hatten. Bei den 
SozialdemokratInnen gab es das bekannte Ritual: Eine kurze, 
dröge Vorstellung des unumstrittenen Parteichefs Scholz und 
anschließend eine ebenso knappe »Aussprache« auf dem Par-
teitag. Der Koalitionsvertrag wurde von 99% der Versammel-
ten gebilligt. Bei den GRÜNEN ging es ein wenig kontroverser 
zu, weil Kernanliegen der Partei (Verhinderung der Elbver-
tiefung, Stadtbahn, Umweltzone, Citymaut, Umgang mit den 
Lampedusa-Flüchtlingen etc.) im Koalitionsvertrag gleich rei-
henweise unter den Tisch gefallen sind. Die Bürgerschaftsab-
geordnete Stefanie von Berg beklagte sich über den Bereich 
Schule: Dort seien die GRÜNEN nicht einmal Sättigungsbei-
lage der SPD: »Wir sind Petersilienbegleitgrün.« Gleichwohl 
befürworteten am Ende der vierstündigen Debatte etwa zwei 
Drittel der Delegierten den Gang an die hanseatischen Hebel 
der Macht und die staatlichen Futterkrippen.

Die Wirtschaft freut sich: Der Vorsitzende des Industrie-
verbandes, Michael Westhagemann, ist »positiv überrascht, 
mit welcher Konsequenz der Bürgermeister am richtigen 
Kurs festhält. Wichtige Zielsetzungen bisheriger Senatspolitik 
werden auch mit grüner Regierungsbeteiligung fortgeführt.« 
Die Wirtschaftsverbände pochen angesichts der Nominierung 
der Hansestadt als nationaler Olympia-Kandidat auf den Aus-
bau der Verkehrsinfrastruktur. »Mit der erfolgreichen natio-
nalen Bewerbung ist es jetzt an der Zeit, den Bau der Hafen-
querspange, den Anschluss der A 26 nach Stade und zur A 7 
sowie Brückenmodernisierungen mit höchster Priorität vor-
anzubringen.« Würden die Verkehrsprojekte mit einem ge-
schätzten Investitionsvolumen von rund 15 Mrd. Euro nicht 
umgesetzt, brächte dies nach Berechnungen einen jährlichen 

Verlust an Wirtschaftskraft (BIP) von fast 4 Mrd. Euro. Die Pa-
role: Olympia soll den Durchbruch zum massiven Umbau der 
Infrastruktur bringen.

Die Gewerkschaften bleiben konstruktiv: Der DGB nimmt 
den Koalitionsvertrag positiv auf. »Wir begrüßen, dass die 
Stadt Hamburg in Zukunft ihrer Vorbildfunktion gerecht wer-
den möchte und befristete Arbeitsverträge im öffentlichen 
Dienst die Ausnahme sein sollen. Hier hat unser politischer 
Druck Wirkung gezeigt«, sagte die DGB-Chefi n Katja Karger. 
Mit der angekündigten Erhöhung des hamburgischen Min-
destlohns und der Einrichtung eines sozialen Arbeitsmarktes 
nähmen SPD und GRÜNE zwei weitere Forderungen des DGB 
auf. Positiv sei auch die Übernahme der Tarifergebnisse im 
öffentlichen Dienst für die BeamtInnen. Dass das Thema Ar-
beit im Koalitionsvertrag kaum angesprochen werde, würde 
allerdings den Interessen und Sorgen der rund 1,2 Mio. Er-
werbstätigen in Hamburg nicht gerecht – eine sehr freund-
liche Einordnung des Defi zits in der Arbeitmarktpolitik.

Beide Polizeigewerkschaften melden sich kritisch zu Wort 
und lehnen die angedachte Kennzeichnung der Polizeikräfte 
bei Demonstrationen strikt ab. »Das wäre eine Stigmatisie-
rung und ein Ausdruck von allgemeinem Misstrauen, den 
unsere Kollegen nicht verdient haben«, meinte der Landes-
vorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Gerhard 
Kirsch. Die Deutsche Polizeigesellschaft (DPolG) betont, dass 
auch ohne Kennzeichnung alle jüngeren Übergriffe von Poli-
zistInnen zurückverfolgt werden könnten. Neben der Kenn-
zeichnungspfl icht wurde auf Drängen der GRÜNEN auch die 
Überprüfung der Polizeipraxis vereinbart, nach eigenem Er-
messen so genannte Gefahrengebiete in Hamburg einzurich-
ten. Der Senat will dabei auf die Rechtsprechung des Verwal-
tungsgerichts zurückgreifen, das sich seit dem vergangenen 
Jahr mit der Rechtmäßigkeit der Gefahrengebiete befasst (s. 
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dazu den Beitrag von Christiane Schneider in diesem Bürge-
rInnenbrief). 

Wenig Vertrauensvorschuss kommt aus dem Wissen-
schaftsbereich. Der Koalitionsvertrag lasse keinen Spielraum 
für die geforderten Verbesserungen. SPD und GRÜNE haben 
sich verständigt, den »Kurs der stetigen Haushaltskonsolidie-
rung« fortzusetzen. Ebenfalls bleibe zwar der Plan bestehen, 
von 2011 bis 2020 gut eine Mrd. Euro in den Hochschulbau 
zu stecken. Doch eine Aufstockung der bisherigen Hochschul-
fi nanzierung sei auf 40 Mio. Euro begrenzt. Für die GEW ist 
das nicht einmal ein Tropfen auf den heißen Stein: »Über fünf 
Jahre verteilt bedeuten sie acht Millionen pro Jahr und somit 
nicht einmal eine Million pro Hochschule.«

Die Diakonie sieht ihr Kernanliegen – Bekämpfung von Ar-
mut und sozialer Spaltung – mit Missachtung gestraft: »Ange-
sichts der wachsenden sozialen Spaltung in der Stadt ist es 
enttäuschend, dass das Thema Armut im Koalitionsvertrag 
nur am Rande vorkommt«, sagte Diakoniechef Dirk Ahrens. 
»Der Koalitionsvertrag gibt keine Antwort auf die Frage, wie 
der soziale Frieden in Hamburg gesichert und wie die Kluft 
zwischen Armen und Reichen verringert werden kann.« Ah-
rens begrüßte aber, »dass der künftige rot-grüne Senat plant, 
den Dialog zu den Themen Versorgung vordringlich Woh-
nungssuchender, Arbeitslosigkeit und Flüchtlingshilfe be-
reits im Vorfeld und hoffentlich ergebnisoffen zu führen.« 
Auch die Beschränkung von befristeten Arbeitsverhältnissen 
unterstütze die Diakonie.

Es gibt in der Tat eine Zunahme von Armut trotz wachsen-
den Reichtums. Seit längerem bilden sich benachteiligte Quar-
tiere oder Armutsinseln aus: Billstedt, Bereiche in Wilhelms-
burg und der Osdorfer Born sind Stadtteile, die mit vielen 
sozialen Schwierigkeiten konfrontiert sind. Man müsste sich 
nur die Statistiken zur Arbeitslosigkeit, zum SGB-II-Bezug, feh-
lenden Schulabschlüssen und niedriger Wahlbeteiligung an-
schauen. Ein enorm wachsendes Problem ist die Altersarmut, 
die v.a. RentnerInnen ohne ausreichende Erwerbszeiten, be-
trifft, außerdem sind Verwitwete, Alleinerziehende und kin-
derreiche Familien, vor allem diejenigen mit Migrationshin-
tergrund, von Armut überdurchschnittlich betroffen.

Diese Problempalette soll mit einem starren Finanzregime 
bewältigt werden. Ein Finanzrahmengesetz gibt die Ober-
grenze für den bereinigten Finanzmittelbedarf als Saldo aus 
allen Einnahmen – ohne Steuereinnahmen – und Ausgaben 
vor. Das Ausgabenwachstum bleibt wie in der letzten Perio de 
unter einem jährlichen Zuwachs von 1% und der Personalbe-
stand wird weiter um jährlich 250 Vollzeitkräfte reduziert. 
Damit setzen sich der Substanzverlust in der öffentlichen In-
frastruktur, die Verminderung des Personals im öffentlichen 
Dienst und die restriktive Ausgabenpolitik vor allem für den 
Arbeitsmarkt, die Armutsbekämpfung und die Sozialausga-
ben fort.

All dies wird in der Koalition nicht zur Kenntnis genom-
men. Für den alten und neuen Bürgermeister fühlt sich die 
große Zustimmung zur Koalition und Vertrag natürlich »gut 
an«. »Das ist ein sehr schöner Auftrag, den die Bürgerschaft 
mir gegeben hat – über die Parteigrenzen hinweg.« Scholz 

weiter: Der Koalitionsvertrag »ist eine solide Grundlage für 
die nächsten fünf Jahre. Man kann sicher sein, dass Hamburg 
auch in Zukunft gut regiert wird.« Der Koalitionsvertrag des 
»Gut Regierens« zeichnet sich durch Ignoranz gegenüber den 
Gegenwarts- und Zukunftsproblemen der Stadt aus. Eine Vor-
stellung auch nur über ein Hamburg 2020 als Leitfaden rot-
grüner Politik sucht man darin vergebens. 

Nicht zufällig ist dann auch vor dem Hintergrund der blo-
ßen Mängelverwaltung das Projekt Olympia das einzige High-
light, das die neue rot-grüne Landesregierung den Bürge-
rInnen anzubieten hat. »Hamburg ist eine sehr optimistische, 
der Zukunft zugewandte Stadt. Das zeigt sich in allem – etwa 
der Wirtschaftskraft oder der wachsenden Bevölkerung. Wir 
wollen gemeinsam diese optimistische Grundeinstellung auf-
greifen und dafür sorgen, dass sich Hamburg gut fortentwi-
ckeln kann. Das hat viele Konsequenzen. Ein großes Projekt, 
das diesen optimistischen Geist atmet, ist sicherlich die Olym-
pia-Bewerbung. Wenn alles gut geht, werden wir an einer zen-
tralen Stelle in der Stadt, auf dem Kleinen Grasbrook, einen 
neuen Stadtteil bauen.«

Schon als die SPD seit 2011 mit absoluter Mehrheit regierte, 
verzichtete Scholz auf eine Zukunftsvorstellung, ein Leitbild 
oder eine große Vision für die weitere Stadtentwicklung. 
Mehr noch: Mit dem Anspruch »Hamburg muss wieder or-
dentlich regiert werden« hatte er bewusst auf pragmatisches 
Handeln gesetzt. Was Scholz von Zukunftskonzeptionen hält, 
machte er Anfang 2013 überdeutlich, als ihm die CDU in der 
Bürgerschaft vorwarf, keine Idee zu haben. »Bleiben Sie mir 
mit Ihren Phantasien vom Halse«, mit dieser Ablehnung fegte 
er die Debatte über zukünftige Projekte von Tisch. Mit dem 
Leitbild der wachsenden Stadt und seiner grünen Erweite-
rung »wachsen mit Weitsicht« die Probleme der Stadt: »Die 
eine heißt HSH Nordbank, die andere Elbphilharmonie. Beide 
haben die Stadt viel Geld gekostet.« Jetzt also ein neues Mil-
liardengrab? 

Ein griffi ges Leitbild, das aussagt, wie die SPD Zukunft ge-
stalten will mit den BürgerInnen, wie Hamburg 2020 oder 
2030 aussehen soll, gibt es nicht. So lange die Stadt im Ren-
nen um Olympia ist, kann sich der Elan auf diese »Chance« 
richten. Sollte Hamburg aber bei der Vergabe unterliegen, 
könnte sehr schnell eine große Leere entstehen, wo die Stadt 
zuvor noch »Feuer und Flamme« war. Dann könnte bald klar 
werden, dass Olaf Scholz diese Stadt zwar sehr ordentlich be-
spart. Mehr aber auch nicht. 

Ordentlich verwalten, heißt einen beinharten Sparkurs – 
der auf lange Sicht angelegt ist – durchzusetzen. Im Grunde 
könnte die SPD froh sein, wenn Hamburg nicht den Zuschlag 
für die Spiele erhält. Denn die Scholz-Version vom ordent-
lichen Regieren ist mit der Durchführung der Spiele nicht 
vereinbar. Olympische Spiele sind teuer. Schon die Bewer-
bung verschlingt ca. 50 Mio. Euro. Welche Kosten bei einer 
Bewerbung um die Olympischen Spiele 2024 oder 2028 auf 
die Hansestadt zukommen, ist derzeit unklar. Als Gesamt-
kosten kursiert eine Zahl von 6,5 Mrd. Euro. Dies mag für 
die eigentlichen Wettbewerbe reichen, aber die gesamten In-
frastrukturaufwendungen sind darin nicht enthalten. Nicht 
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Stadtentwicklung: Weiter so – mit Grün geht’s!
von Heike Sudmann

Optimistische Menschen hoffen, dass die wenigen Monate vor 
einer Bürgerschaftswahl nicht nur zu vielen Versprechungen 
und bunten Plakaten, sondern auch zu neuen Einsichten und 
positiven Veränderungen nach der Wahl führen. Ein Blick in 
das Kapitel »Wohnen und Stadtentwicklung« des Koalitions-
vertrages zerstört diese Hoffnungen grundlegend. Olaf Scholz 
scheint bei dem von ihm so genannten »grünen Anbau« noch 
nicht mal Fenster eingebaut zu haben, sonst würden die GRÜ-
NEN sehen, dass die SPD so weitermacht wie bisher. 

Weiterhin zu wenige Sozialwohnungen
6.000 neue Wohnungen pro Jahr – dieses Credo aus dem al-
ten Regierungsprogramm gilt weiter. Wie viele Wohnungen 
davon Mietwohnungen sein sollen, lässt sich allerdings nicht 
erkennen. Auch wenn das Wort »Eigentumswohnung« im 
Koalitionsvertrag nicht vorkommt, sollte sich niemand der 
Hoffnung hingeben, dass jetzt 6.000 preisgünstige Mietwoh-
nungen jährlich gebaut würden. Selbst bei den 2.000 geför-
derten Wohnungen hat sich Rot-Grün nicht festgelegt, wie 
hoch der Anteil der klassischen Sozialwohnungen (so genann-
ter 1. Förderweg) sein soll. Die aktuellen Zahlen aus 2012, die 
der Senat jetzt auf meine Anfrage hin bekanntgegeben hat 
(Drucksache 21/110 vom 27.3.2015), zeigen den weiter wach-
senden Mangel an Sozialwohnungen auf. Im Jahr 2012 war 
bei insgesamt 367.000 Hamburger Haushalten das Einkom-
men so gering, dass sie Anspruch auf eine im 1. Förderweg 
errichtete, klassische Sozialwohnung hatten. Doch es stan-
den nur 96.854 Sozialwohnungen zur Verfügung, d.h., dass 
nur etwas mehr als ein Viertel der berechtigten Haushalte 
überhaupt die Chance hatte, eine Sozialwohnung zu beziehen. 
Auch der neue rot-grüne Senat lässt diese Menschen buch-
stäblich im Regen stehen. 

Überhaupt fi ndet sich im Koalitionsvertrag keine Strate-
gie, wie kostengünstige Wohnungen erhalten bzw. geschaffen 
werden können. Einzig bei der Mietpreisbremse, die durch 
die vielen Ausnahmen ihrem klangvollen Namen nicht ge-
recht wird, gibt es ein Bekenntnis zur hamburgweiten An-
wendung. 

Wundersame Vermehrung der Wohnungen 
auf 1 Million
Der rot-grüne Senat will im Wohnungsbau hoch hinaus, sein 
Ziel im Koalitionsvertrag heißt: »Bis zum Anfang der 20er 
Jahre sollen in Hamburg 1 Mio. Wohnungen verfügbar sein.« 
(S. 54) Sehen wir uns die aktuellen Zahlen des Statistikamtes 
Nord von Anfang März 2015 (www.statistik-nord.de/fi lead-
min/Dokumente/Statistische_Berichte/arbeit_und_soziales/
F_II_1_2_4_j_H/F_II_1%2C2%2C4_j12_HH_nach_Zensus.
pdf) an, zeigt sich eine große Differenz. Ende 2012 gab es in al-
len Ein-, Zwei- und Mehrfamilienhäusern zusammen 881.672 
Wohnungen. Werden die Wohnungen in Nichtwohngebäuden 
und in Wohnheimen hinzugezählt, betrug der Wohnungsbe-
stand in Hamburg genau 911.164 Wohnungen. In zehn Jahren 
knapp 90.000 neue Wohnungen – die lassen sich bei den Ziel-
vorgaben des Senats (6.000 Neubauwohnungen pro Jahr) und 
den gleichzeitig stattfi ndenden Wohnungsabrissen schon rein 
rechnerisch nicht verwirklichen. 

… und eine »maßvolle Verdichtung«?
Das Bemühen des rot-grünen Senats um eine »maßvolle Ver-
dichtung«, um den Vorrang der Innen- vor der Außenentwick-
lung, um eine Verhinderung des fl ächenverschwendenden 
Bauens und um »urbane Dichte mit hoher Freiraumqualität« 
ist grundsätzlich unterstützenswert. Doch in der Realität zeigt 
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Grandiose Feier für Rolf Becker

Es war eine berührende, mal erheiternde, mal aufklärerische, 
mal tränenreiche, auf jeden Fall eine grandiose Geburtstags-
feier für Rolf Becker am 18. April. Mehr als 1.100 Gäste hat-
ten sich zur Matinee im Schauspielhaus eingefunden, um den 
Schauspieler und Rezitator zu feiern, den für die verschie-
denen sozialen Bewegungen und gegenwärtig vor allem für 
das griechische Volk eintretenden Kämpfer, den »sanften Re-
bell« (so der Titel eines halbstündigen MDR-Porträts, siehe 
unter www.mdr.de/mediathek/fernsehen/sendung516418_
zc_7931f8bf_zs-2d7967f4.html), den Weggefährten der VVN, 
des Auschwitzkomitees, der Lampedusa-Flüchtlinge, der Ge-
werkschaften, der Gruppe Arbeiterpolitik, der Obdachlo-
senmärsche, verschiedener Geschichtswerkstätten und St. 
Georger Stadtteilinitiativen und nicht zuletzt – wenn auch in 
kritischer Distanz – der LINKEN in Deutschland und in Ham-
burg. Das gut zweistündige Programm war z.T. ein kleines 

Stelldichein fortschrittlicher Kulturschaffender unserer Stadt 
und seines Stadtteils St. Georg. Beteiligt waren: Ben Becker, 
Meret Becker, Esther Bejarano, Simone Borgstede, Matthias 
Botsch, Stadtteilchor Drachengold, Gerhard Folkerts, Niels 
Frédéric Hoffmann, Michael Joho, Fabian Kenk, Efi m Kofman, 
Gunter Marwege, Ingo Müller, Helga Obens, Norman Paech, 
Peggy Parnass, Lisa Politt, Jojo Röhm, Karl Heinz Roth, Julia 
Schilinsky, Gunter Schmidt, Rita Thiele und – als glänzender 
Moderator – Michael Weber. Der beträchtliche Spendenüber-
schuss aus der Veranstaltung geht übrigens an das 2011 ge-
gründete Arbeitslosenzentrum Perama. Diese zwischen Pi-
räus und Athen gelegene Stadt weist mit 70% die höchste 
Erwerbslosenquote in ganz Griechenland aus.

Wir freuen uns über den großen Anklang, den die Feier ge-
funden hat, und sagen Rolf nochmals alles Gute zum 80. Ge-
burtstag nachträglich!

Hamburgs Osten – ein Modellprojekt?
Von Jochen Hanisch

Kann der Hamburger Osten ein Modell zur Wiedergewinnung 
des Politischen über die deregulierte Ökonomie werden? Kurz 
vor der heißen Phase des Bürgerschaftswahlkampfes veröf-
fentlichte der Senat eine Broschüre mit dem Titel »Stromauf-
wärts an Elbe und Bille – Wohnen und urbane Produktion in 
Hamburg Ost«. Mittlerweile versuchen die üblichen Verdächti-

Dr.-Ing. Jochen Hanisch, Landschafts- und Umweltplaner,
Honorarprof. an der TU Berlin, Lehrbeauftragter an der 
Leuphana-Universität Lüneburg, Mitglied der LINKEN.

gen in Hamburg die Olympiabegeisterung in der Bevölkerung 
anzufachen (»Feuer und Flamme…«). Die veröffentlichten Plan-
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skizzen für die Olympiabewerbung zeigen den Kleinen Gras-
brook im östlichen Freihafen als zentrale Wettkampfstätte, die 
nach Abschluss der Olympiade neben Sportstätten auch viele 
Wohnungen für Hamburg hinterlassen soll. Betrachtet man 
die gesamte Entwicklung am Hafen-Nordrand und im mittle-
ren und östlichen Freihafen seit Beginn der 1990er Jahre, wird 
deutlich, dass die Transformation der »alten Hafenstadt« in die 
postmoderne Dienstleistungsstadt in einer Dynamik stattfi n-
det, mit der vor 20 Jahren so kaum einer gerechnet hätte.

Die Besonderheit Hamburgs als internationale Hafenstadt 
besteht in dem Umstand, dass der Hafen mitten in der Stadt 
liegt. Die technologischen Revolutionen des globalisierten 
Güter- und Warenaustauschs, die Containertechnologie und 
die stets wachsenden Schiffsgrößen haben weltweit dazu 
geführt, dass alte Hafenstädte ihre »Waterfront-Areas« auf-
geben mussten. Entweder wurden diese Zonen zu Wohn- und 
Dienstleistungszentren in den neuen Innenstadtlagen umge-
wandelt (London, Buenos Aires) und die neuen Hafenanlagen 
außerhalb der Kernstädte neu eingerichtet (z.B. Rotterdam). In 
Hamburg wurden die neuen Containeranlagen im westlichen 
Hafengebiet errichtet, mit inzwischen katastrophalen Folgen 
für die landseitigen Verkehrsverhältnisse und mit ständigen 
Problemen der Schifffahrt auf der Elbe wegen zu großer und 
zu breiter Schiffe, die auch nach der möglichen weiteren Ver-
tiefung und Verbreiterung der Fahrrinne alles andere als gelöst 
sein werden. Die »Westentwicklung« des Hamburger Hafens 
eröffnete neue städtebauliche Perspektiven. Sie begann mit 
der HafenCity, dem Sprung über die Elbe Richtung Wilhelms-
burg und Harburg und soll jetzt fortgesetzt werden Richtung 
Osten, vervollständigt durch die Olympiaplanung im Zentrum 
des östlichen Freihafens.

 
Die Ausgangslage
Seit Jahrzehnten wird erbittert über diese Entwicklungen dis-
kutiert, das politische Establishment hat dabei jede Alterna-
tiven-Debatte verweigert, die es ja durchaus gegeben hätte. 
Wir sind also damit konfrontiert, dass sich der technologische 
und ökonomische Strukturwandel in veränderten Stadtstruk-
turen manifestiert und wir, das heißt die Öffentlichkeit, oder 
die »Mehrheit der Gesellschaft«, gar nicht mehr gefragt wer-
den, wie wir uns die eigene Stadtzukunft vorstellen. Die Be-
teiligungsangebote entpuppen sich als Werbeveranstaltungen 
zur möglichst geräuschlosen Konsensbildung, und wer dann 
trotzdem und aus gefühlter Hilfl osigkeit diesen Konsens ver-
weigert, gerät schnell in die Ecke des alles ablehnenden Stö-
rers und Chaoten.

Es geht nicht darum, den Wirtschafts- und Strukturwandel 
zu verhindern. Es geht darum, der »Alternativlosigkeit« der ka-
pitalistischen Renditelogik eine Politik gegenüberzustellen, die 
gesellschaftspolitischen Zielen wie Nachhaltigkeit und soziale 
Gerechtigkeit zum Durchbruch verhilft. Es geht um die Wieder-
herstellung des politischen Primats gegenüber einer deregu-
lierten Marktökonomie, die keine Lösungen bereithält für die 
Probleme, die sie selbst am laufenden Band generiert.

Hamburg wurde zur Teststadt der alliierten Bombenkriegs-
führung im Zweiten Weltkrieg (vgl. Hanke u.a. 1993, S. 23ff.). 

Großfl ächige Bombardements von Wohngebieten sollten die 
Loyalität der Menschen mit dem Nazi-Regime untergraben. 
Größte Zerstörungen erlebte der Hamburger Osten, der bis 
heute gezeichnet ist von den Kriegsfolgen und dem schnellen 
Wiederaufbau in den 1950er und 60er Jahren. 

Der Hamburger Osten verdient eine städtebauliche 
Erneuerung
Nach dem »Sprung über die Elbe Richtung Süden« (Wil-
helmsburg/Harburg) folgt der »Sprung über die Elbbrücken« 
Richtung Osten. Würden die Ideen für die citynahen Olympia-
anlagen auf dem Kleinen Grasbrook, direkt gegenüber der Ha-
fenCity, realisiert, erscheint eine städtebauliche Vision der na-
hezu vollständigen Transformation des mittleren und östlichen 
Hafengebiets in eine postmoderne Stadt. Ein Traum für jeden 
Oberbaudirektor, der sich auf den Spuren des legendären Fritz 
Schumacher wandeln sieht. 

Eine aufwändige Konzeptstudie zur Entwicklung des Ham-
burger Ostens (»Stromaufwärts an Elbe und Bille«) wurde im 
Auftrag der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt von 
mehreren Planungsbüros erstellt und im Jahre 2014 der Öf-
fentlichkeit vorgestellt. Die vorgelegte Broschüre über die 
Konzeptplanung verkörpert durch Inhalt, Aufmachung und Prä-
sentation einen Stand, der eine weitere öffentliche Diskussion 
nahezu überfl üssig erscheinen lässt. Es kann davon ausgegan-
gen werden, dass die BürgerInnen auf dieses Produkt der Po-
litik ebenso wenig interessiert reagieren wie auf das Angebot, 
die »Regierenden« wählen zu dürfen. Die Politik wird als das 
erkannt, was sie in Wirklichkeit ist: das Versprechen auf demo-
kratische Teilhabe als Mogelpackung. Denn auf die weiteren 
Abläufe kann kaum noch Einfl uss genommen werden. Gesucht 
werden InvestorInnen, die einzelne Standorte entwickeln. Die 
Menschen spüren das und entziehen sich dieser Symbolpo-
litik. Das wird unter Scholz/Fegebank weiter zunehmen. Für 
den erfolgreichen Merkel-Scholzismus genügen ja heute schon 
40% der Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von 50%. 

Hier manifestiert sich ein Problem, das sehr ernst genom-
men werden muss. Wolfgang Streeck (2015) beschreibt das 
Ende des Kapitalismus und benennt fünf Störungen, an denen 
der Kapitalismus (wie wir ihn kennen) zugrunde geht: Stagna-
tion, oligarchische Umverteilung, Plünderung der öffentlichen 
Sphäre, Korruption und globale Anarchie (S. 113). Diese Stö-
rungen konnten in Folge des historischen Sieges über den 
realen Sozialismus einen systemsprengenden Umfang anneh-
men.
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Wenn durch Überakkumulationskrise und grenzenlose 
Produktion virtuellen Geldes die Investitionsbereitschaft des 
privaten Kapitals erlahmt, wenn Zinsen auf fast Null gesenkt 
werden, um vielleicht doch noch private Investitionen anzukur-
beln, wenn wegen abenteuerlicher Finanz- und Kreditblasen 
(»Bubble-Ökonomie«) in Not geratene Banken über Staatsga-
rantien gerettet und die daraufhin hoch verschuldeten öffent-
lichen Haushalte einer Sparpolitik unterzogen werden mit der 
Folge gewaltiger Sozial- und Infrastrukturdefi zite, die wiede-
rum wegen des Verschuldungsverbots nur über Private Public 
Partnership-Konstrukte behoben werden können – zu ungleich 
höheren Kosten (vgl. Werner Rügemer, 2014), dann ist das 
Ganze mit Wahnsinn nur ansatzweise angemessen charakte-
risiert. Das politische Establishment lebt in der permanenten 
Angst, dass hinter der Fassade aufgeregter und vorgeblich 
zukunftsweisender Projekte (HafenCity, Sprung über die Elbe, 
Olympia) immer deutlicher wird, dass es nur noch getrieben 
wird von den Zwängen der deregulierten Marktwirtschaft, die 
eine Krise nach der anderen produziert. 

Die Gelegenheit für die Linke 
Warum sollen wir die Selbstentmachtung der etablierten Po-
litik (vgl. Streeck 2015) akzeptieren? Was spricht dagegen, 
das vorhandene politische und rechtliche Instrumentarium für 
die Entwicklung einer nachhaltigen und sozial gerechten Stadt 
auch wirklich einzusetzen? Wenn das Wirken der deregulierten 
Märkte die gewünschten Ziele nicht nur nicht erreicht, son-
dern reale Verschlechterungen produziert, warum dann nicht 
darüber nachdenken, wie das Primat der Politik wieder gestär-
kt werden kann? Das ist die Gelegenheit für DIE LINKE, sich 
als einzige echte Oppositionspartei für die Rückgewinnung des 
politischen Primats über die Ökonomie einzusetzen.

Denn es gibt Alternativen: Der griechische Finanzminister 
legte in Zusammenarbeit mit renommierten Ökonomen eine 
kleine Schrift vor, in der gezeigt wird, was unter dem Ansatz, 
das Primat der Politik wieder zu stärken, gemeint sein könnte 
und wie die Staatschuldenkrisen entschärft werden könnten 
(vgl. Galbraith u.a. 2015). 

In Wilhelmshaven gibt es einen natürlichen Tiefwasser-
hafen, der Teil der Lösung sein könnte, als Element einer län-
derübergreifenden Regional- und Verkehrsplanung (»Coastal 
Zone Management«) – der Klimawandel erfordert ohnehin ein 
grundlegend verändertes Energie-Management. Nur kleine 
Andeutungen zu den Aufgaben der Politik, die eigenständig 
gegen die hybriden Auswucherungen der deregulierten Öko-
nomie entwickelt und umgesetzt werden müssen. 

Phantasie ist gefragt
Die LINKE in der Bürgerschaftsfraktion und in den Bezirken 
sieht ihre Aufgabe darin, demokratische Positionen zu stärken 
bzw. zurückzugewinnen. Wenn im Herbst 2015 die Bevölke-
rung über die Olympiabewerbung abstimmen soll, dann wird 
sie dies auch in dem Bewusstsein über die städtebaulichen 
Folgen eines solchen Events tun. Die Privatisierung der Pla-
nung, die sich wegen »Schuldenbremse« und »kommunaler Ar-
mut« immer weiter ausbreitet, von der Öffentlichkeit und den 

politischen Amts- und Entscheidungsträgern als normal und 
alternativlos hingenommen und sogar gefördert wird, ist der 
eigentliche Anlass für das Misstrauen gegenüber den propa-
gierten Zielen der Stadtentwicklungspolitik. 

Es gibt keine einfachen Antworten. Wie allein die Gewerbe-
entwicklung im Hamburger Osten verkehrstechnisch bewältigt 
werden soll angesichts der verheerenden Prognosen für Ham-
burg, ist ein großes Geheimnis der Stadtplanung. Es ist davon 
auszugehen, dass die Verantwortlichen selbst nicht ein noch 
aus wissen, wie das weitergehen soll. Fast täglich wird die 
Mobilisierung privaten Kapitals für öffentliche Infrastruktur-
leistungen propagiert (»Hamburger Abendblatt«, 21.4.2015). 
Man verlässt sich darauf, alternativlos, dass privates Kapital 
es schon richten wird bei stetigem Abbau der politischen Ge-
staltungspotenz der öffentlichen Hand.

DIE LINKE wird darauf bestehen, dass es eine echte poli-
tisch-demokratische Kontrolle und Begleitung der Planungen 
geben wird. Eine erste Gelegenheit für den neuen Senat, an 
der Ehrenrettung demokratischer Teilhabe mitzuwirken, bietet 
sich aktuell bei den einzuleitenden Schritten für die Erarbei-
tung strategischer Umweltprüfungen (SUP). Da würden schon 
die richtigen Fragen gestellt hinsichtlich Nachhaltigkeit usw. 
– wenn man denn zulässt, dass solche Prüfungen unabhängig 
und auf fachlich höchstem Niveau erstellt werden. Aber das 
Risiko, dass die »großen Entwürfe« an einer solchen vorsorg-
lichen Normenkontrolle scheitern könnten, wird von der po-
litischen Klasse, heute repräsentiert von SPD und GRÜNEN, 
vermutlich nicht eingegangen werden. Trotzdem steht die 
Forderung im Raum. Es gibt eine theoretische Chance für die 
Stärkung der Politik in Fragen der Stadt- und Gesellschaftsent-
wicklung. Man kann gespannt sein. Der Test läuft.
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